Bekanntmachung

Die Lausitzer und Mitteldeutsche Bergbau-Verwaltungsgesellschaft mbH (LMBV), Betrieb Kali-Spat-Erz, Am Petersenschacht 9 in 99706 Sondershausen hat, mit Antrag vom 11.06.2019 auf Errichtung einer bergtechnischen Anlage zur Schaffung einer dauerhaften Entwässerung der Grube Steinbach des Bergwerkes Trusetal, die Prüfung zur Feststellung der UVP-Pflicht gemäß §§ 6 bis 14 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) beantragt.
Das Vorhaben beinhaltet die Auffahrung eines neuen Steinbachstollens einschließlich der Anbindung an das bestehende übertägige Ableitungssystem zur Entwässerung der Grube Steinbach.
Bei dem geplanten Vorhaben handelt es sich nach § 1 Abs. 9 der Verordnung über die Umweltverträglichkeitsprüfung bergbaulicher Vorhaben (UVP-V Bergbau) um ein betriebsplanpflichtiges Vorhaben, welches Maßnahmen zur Gewässerbenutzung nach Anlage 1, Nr. 13.3.2, Spalte 2 des Gesetzes zur Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) beinhaltet, so dass das Vorhaben einer allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls nach § 10 Abs. 2 i. V. mit § 7 Abs. 1 UVPG zu unterziehen ist.

Gemäß § 5 Abs. 1 UVPG stellt die zuständige Behörde fest, ob nach §§ 6 bis 14 UVPG für das Vorhaben eine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht.

Gemäß § 5 Abs. 2 UVPG wird bekannt gegeben:

Aufgrund der allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls unter Berücksichtigung der Kriterien gemäß Anlage 3 des UVPG wird gemäß § 10 Abs. 2 i. V. § 7 Abs. 1 UVPG festgestellt, dass mit dem Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen für die Umwelt verbunden sind und somit keine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht.

Als wesentliche Gründe für diese Feststellung sind zu benennen:

Das Vorhaben führt zu keinen qualitativen Beeinträchtigungen des Schutzgutes Wasser und der Vorflut.
Der vorhabensbedingte, übertägige Eingriff in das Schutzgut Flora, Fauna, Biotope wird durch geeignete Maßnahmen kompensiert. Ausweichlebensräume im angrenzenden Naturraum sichern den Fortbestand des lokalen Artenspektrums.
Die Schutzziele des betroffenen Landschaftsschutzgebietes „Thüringer Wald“ sowie des angrenzenden FFH-Gebietes “Schweinaer Grund-Zechsteingürtel um Bad Liebenstein“ werden nicht beeinträchtigt.

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung gemäß § 5 Abs. 3, Satz 1 UVPG nicht selbstständig anfechtbar ist. Die Entscheidungsgründe sind der Öffentlichkeit nach den Bestimmungen des Umweltinformationsgesetzes (UIG) im Thüringer Landesamt für Umwelt, Bergbau und Naturschutz, Abteilung 8, Referat 85 (Außenstelle Gera), Puschkinplatz 7, 07545 Gera, zugänglich.
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